
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
DIE STÄDTE IN DEUTSCHLAND … 
 
1. WOLLEN DIE LEBENSQUALITÄT VOR ORT VERBESSERN. Nur die Städte können mit ihrer gestaltenden 

Politik Orte schaffen, an denen sich die Menschen zu Hause fühlen. Die Städte wollen sichern und leisten, 

was das Leben ausmacht: Begegnung und Teilhabe im Alltag, im öffentlichen Raum, auf dem Spielplatz, 

im Stadion, im Verein, in kulturellen und sozialen Einrichtungen. Das Lebensgefühl der Menschen ent-

scheidet über Identifikation und Teilhabe. Die Städte sind Impulsgeber und strahlen weit in die Region 

aus. Hier zeigt sich Veränderungsdruck, aber auch die kreative Kraft der Städte. Diese kreative Kraft wollen 

wir einbringen. 
 

2. WOLLEN DEN GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT SICHERN. Die Städte stehen ein für demokratische 

Werte, offenen Diskurs, Beteiligung, Vielfalt und Toleranz sowie Gleichstellung aller Geschlechter. Sie stel-

len sich ausdrücklich gegen Haltungen, die diese Werte nicht anerkennen und unterminieren, und damit 

gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Stadtpolitik ist nah dran, kann Konflikte lösen und ver-

hindern helfen. Die Gemeinwohlorientierung zeichnet die Städte aus, sie ist sinnstiftend, schafft die 

Grundlagen für ein gesellschaftliches Zusammenleben und die eigene Entfaltung. Stabile Stadtgesellschaf-

ten entstehen durch die Kraft aller und im gegenseitigen Respekt. Sie sind unabdingbar für ein stabiles 

Land. Die Stadt als Raum von Zusammenhalt steht und fällt mit der Glaubwürdigkeit der lokalen Politik. 

Das ist und bleibt unser Anspruch.  

 

3. WOLLEN DEN KLIMASCHUTZ NOCH STÄRKER VORANTREIBEN. Die Weltklimakonferenz ist Aufforderung 

für die Städte, noch mehr und schneller Maßnahmen für den Klimaschutz anzugehen. Klimaschutz ist eine 

dringliche Aufgabe für alle. Wir Städte übernehmen Verantwortung. Die Städte investieren in erneuerbare 

Energien und die energetische Gebäudesanierung, fördern Ressourcen- und Energieeffizienz und mildern 

die Folgen des Klimawandels vor Ort. Sie haben mit den Stadtwerken starke Partner und dezentrale Struk-

turen, um etwa bei den Wärmenetzen schneller CO2-neutral zu werden und die Energiewende 

voranzutreiben. Der CO2-Preis muss schnell auf mehr als 50 Euro pro Tonne Kohlendioxid angehoben und 

die Einnahmen müssen konsequent in den Klimaschutz gesteckt werden. Der höhere CO2-Preis darf die 

Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Wirtschaft und Gewerbe nicht über Gebühr belasten; Klima-

schutz muss sozial gerecht ausgestaltet sein.  

 

4. WOLLEN WIRKSAMER UMSTEUERN IN DER VERKEHRSPOLITIK. Der ÖPNV ist Motor und Taktgeber für 

eine nachhaltige Mobilität. Wir müssen mehr Anreize und wo nötig auch Regeln setzen, das Auto stehen-

zulassen. Das geht nur mit einem gut ausgebauten Netz von Bussen und Bahnen mit emissionsfreien 

Antrieben, einer engeren Taktung, attraktiven Angeboten sowie guten Verbindungen ins Umland. Fuß- 

und Radwege müssen einen höheren Stellenwert erhalten. Wir brauchen mehr Handlungsspielräume für 

autonome verkehrspolitische Entscheidungen vor Ort, z. B. bei Tempo 30. Der Güterverkehr muss nach-

haltig abgewickelt werden. Für all das ist eine nie dagewesene gemeinsame Investitionsoffensive und das 

Erweitern von nachhaltigen Mobilitätsangeboten von Bund, Ländern und Kommunen nötig. Dafür braucht 

es einen Ausgleich der coronabedingten Einnahmeausfälle und eine Erhöhung der Regionalisierungsmittel 

um mindestens 1,7 Milliarden Euro. 
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5. WOLLEN DIE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR LEBENDIGE ZENTREN SETZEN. Wohnen, Leben, Arbeiten und 

Erleben ist die Vision für unsere Innenstädte. Die Städte gestalten Plätze und Orte, an denen sich die 

Menschen gerne aufhalten und begegnen. Sie bringen die Akteure zusammen, schieben nachhaltige In-

vestitionen in die Vielfalt von Nutzungen an, helfen dem Einzelhandel bei der Digitalisierung, fördern 

Kooperationen und schaffen Raum für kreative Lösungen. Über das Bundesprogramm Zukunftsfähige In-

nenstädte und Zentren hinaus braucht es in den nächsten fünf Jahren Fördermittel von jährlich 500 

Millionen Euro. 

 

6. WOLLEN MEHR BEZAHLBAREN WOHNRAUM SCHAFFEN. Die Städte wollen steuern, was wann und wo 

gebaut wird. Kommunale Bodenfonds, in die auch Bund und Länder nicht mehr benötigte Grundstücke 

einbringen, helfen ebenso wie erleichterte Planungsverfahren. Grundstücke der öffentlichen Hand sind 

Teil des Gemeinwohls. Sie sollten an die Kommunen nur vergünstigt verkauft werden. Eine Zielmarke von 

400.000 neuen Wohnungen jährlich ist richtig und ambitioniert. Von den 300.000 Wohnungen ohne Sozi-

albindung müssen mindestens 20 Prozent im preisgünstigen Bereich liegen.  

 

7. WOLLEN BILDUNGSCHANCEN UND CHANCENGERECHTIGKEIT SICHERN. Von der Kita und schulischen 

Ganztagsangeboten über die Volkshochschulen bis hin zum Jobcenter schaffen die Städte die Vorausset-

zungen für individuelle Zukunftschancen, Integration und lebenslanges Lernen. Als Schulträger treiben sie 

die Digitalisierung in der Bildung voran. Ein Masterplan muss Zuständigkeiten und Finanzierung zwischen 

Bund, Ländern und Schulträgern neu festlegen und alle Bildungseinrichtungen einbeziehen. Medienkom-

petenz zu vermitteln und digitale Teilhabe sicherzustellen, ist eine Zukunftsaufgabe, die nur gemeinsam 

gelingen kann. 

 

8. WOLLEN INNOVATIVE UND MODERNE DIENSTLEISTER SEIN. Wie Gesetze wirken, zeigt sich, wenn sie 

umgesetzt werden. Dabei kommt es auf Strukturen und Abläufe an, noch wichtiger aber ist die Kultur der 

Verwaltung. Werte und Tugenden der öffentlichen Verwaltung müssen neu diskutiert werden. Wir brau-

chen und wollen beides, Stabilität und Kontinuität ebenso wie Neugier und Offenheit. 

Verwaltungsprozesse müssen durchgängig digitalisiert werden. Für einheitliche Bundesangelegenheiten 

sollte der Bund auch zentrale technische Prozesse und IT zur Verfügung stellen, zum Beispiel beim Füh-

rerschein, dem Personalausweis, Elterngeld und Wohngeld. 

 

9. WOLLEN IHRER ROLLE IN EUROPA UND DER WELT GERECHT WERDEN. Entscheidungen vor Ort wirken 

schon längst nicht mehr nur lokal. Wir alle tragen Verantwortung für unseren Planeten und ein friedliches 

Zusammenleben. Die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen und die Leipzig Charta 2.0 sind dabei 

Richtschnur und Verpflichtung. Ohne die Städte im europäischen und globalen Schulterschluss ist die Jahr-

hundertaufgabe Klimaschutz nicht zu meistern. Die Städte leben Völkerverständigung und globale 

Solidarität vor. Ihre Rolle muss im europäischen Gesetzgebungsprozess und in der außenpolitischen Ar-

beit der Bundesregierung stärker gewürdigt werden.  

 

10. BRAUCHEN FÜR ALL DIESE ZIELE STABILE FINANZEN UND ENTSCHEIDUNGSSPIELRÄUME. Der Bedarf an 

Investitionen ist riesig. Die Städte sind unverändert größter öffentlicher Investor. Sie brauchen einen hö-

heren Anteil am Steueraufkommen und einen Ausgleich der Einnahmeverluste durch Corona. Allein in 

den Jahren 2021 bis 2023 fehlen den Kommunen knapp 8 Milliarden Euro an Steuereinnahmen. Ein Ein-

bruch der kommunalen Investitionen muss unbedingt verhindert werden. Die Finanzpolitik von Bund und 

Ländern muss der zentralen Rolle der Städte Rechnung tragen. Es darf keine neuen Aufgaben zu Lasten 

der Städte ohne Ausgleich mehr geben. Altschulden dürfen die Gestaltungsmöglichkeiten der betroffenen 

Städte nicht länger erdrücken. Förderprogramme müssen praktikabel ausgestaltet werden. Und wir brau-

chen viel größere Spielräume, selbst entscheiden zu können, was vor Ort erforderlich und gewünscht ist 

– etwa für nachhaltige Mobilität und Klimaschutz. 


